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«Diesen Schluss zu ziehen ist unzulässig»
«Der Brustkrebskongress stellt und stellte für die 
Stadt und Region St.Gallen-Bodensee natürlich über 
Jahrzehnte hinweg einen eminent wichtigen Image-
träger dar, der den internationalen Fokus auf unsere 
Destination lenkte. Im Laufe der Jahre hat der Kon-
gress jedoch eine derart erfreuliche Entwicklung 
durchlaufen, dass die Zahl der Unterkunftsmöglich-
keiten die Dimension der Teilnehmenden nicht mehr 
abdecken konnte. 
Daraus nun den generellen Schluss zu ziehen, dass die 
Stadt St.Gallen als Kongressort nun ausgedient hätte, 
ist absolut unzulässig. Für Kongresse bis 1500 Perso-
nen ist St.Gallen national und international nämlich 
bestens geeignet. Die Hotelkapazitäten mit gegen-
wärtig rund 1500 Zimmern in der Stadt und nähe-
ren Region wurden in letzter Zeit markant verbessert 
und werden sich weiter ausweiten, wenn die geplan-
ten Projekte, wie das Olma-Hotel, der Um- und Aus-
bau des bisherigen Ekkehard und die Erweiterung des 
Säntispark, realisiert werden. Was darüber hinaus die 
Kongresslokalitäten betrifft, so stellt beispielsweise 
die stützenlose Olma-Halle 9 einen schweizweit ein-
zigartigen USP für die Stadt St.Gallen dar.»
Boris Tschirky, Direktor St.Gallen-Bodensee Tourismus
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Steuerabkommen
Mit letztem Einsatz ver-
suchten die JUSO, die 
AUNS und die Lega, die 
nötigen 50‘000 Referen-
dums-Unterschriften 
 gegen die drei Steuer-
abkommen mit Deutsch-
land, Österreich und 
Grossbritannien zu sam-
meln. Es reichte nicht! 
Offensichtlich beglau-
bigten die Gemeinden 
eine grosse Anzahl an 
Unterschriften nicht  
zeitgerecht. Somit findet 
über diese Abkommen 
am 25. November keine 
Abstimmung statt. Obwohl alle Vorbereitungen 
bis hin zum gedruckten Bundesbüchlein getroffen 
waren. 

Rechtssicherheit
Die Schweiz ist somit bereit, die lang andauern-
den Steuerstreitigkeiten mit unseren Nachbarn 
zu beenden und Rechtssicherheit zu schaffen. 
 Österreich und Grossbritannien haben diese Ver-
träge, die ihnen jährliche Einnahmen verspre-
chen, schon ratifiziert. Die Deutsche Regierung 
würde dies auch gerne tun, nur sträubt sich die 
Länderkammer aus parteitaktischen Überlegun-
gen dagegen. 
Auch wenn die Linke und die Rechte die Abkom-
men im Parlament ablehnten, stehen wir jetzt mit 
einem guten Angebot da. Es liegt nun an Deutsch-
land, weiterhin unrühmliche CDs zu kaufen oder 
auf der Basis eines bilateralen Vertrages einfach 
und unbürokratisch jährliche Abgeltungen zur 
Aufbesserung des eigenen Haushalts zu erhalten. 
Die SPD regierten Bundesländer pokern hoch, 
wenn sie den Vertrag im Deutschen Bundesrat am 
23. November ablehnen. Aber eben, in Deutsch-
land herrscht mit der Nomination von Peer Stein-
brück als SPD-Kanzlerkandidat bereits Wahl-
kampf. Ein Ja in der Länderkammer käme einer 
persönlichen Niederlage des unrühmlichen 
 «Kavalleristen» gleich. Somit werden die Verträge 
vorerst nur für Österreich und Grossbritannien 
gelten.  

Steuerfrieden
Seitens der Schweiz setzen wir mit diesen Verträ-
gen einen Schlussstrich unter die Vergangenheit 
und stellen die Weichen für die Zukunft neu. Auch 
wenn in diesen Abkommen nicht alles so geregelt 
ist, wie wir uns dies wünschten. In der Summe 
sind sie positiv, pragmatisch und schweizerisch. 
Sie dürften uns in den nächsten Jahren viel Ärger, 
Aufruhr und politische Kosten ersparen. Vielleicht 
heissen nach der Nichtwahl von «Peitschen-Peer» 
sogar die Deutschen ihren Vertrag noch gut.
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